
 

 

 Vorlage Nr.  3013.1  

Laufnummer 16153  

Interpellation der SP-Fraktion 

betreffend Wohnformen mit kurzer oder beschränkter Mietdauer (Airbnb, Expats)   

vom 23. September 2019 

 

 

Die SP-Fraktion hat am 23. September 2019 folgende Interpellation eingereicht:  

 

Es ist hinlänglich bekannt: Der Wohnungsmarkt im Kanton Zug ist angespannt. Da die Nac h-

frage das Angebot in vielen Preisklassen deutlich übersteigt, bleiben die Mieten hoch und ste i-

gen noch an. Gemäss einer CS-Studie aus dem Jahre 2016 zum verfügbaren Einkommen ran-

giert der Kanton Zug lediglich auf Rang 19 von 26. In der Begründung werden in der Studie als 

Grund für die schlechte Platzierung ausdrücklich die "hohen Wohnkosten" angef ührt.
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«… Ein Beispiel: Die Kantone Zug und Jura weisen eine ähnliche finanzielle Wohnattraktivität leicht über 
dem Landesmittel auf. Im Kanton Zug verhindern die hohen Wohnkosten eine attraktivere Positionierung, 
im Jura sind es dagegen überdurchschnittliche obligatorische Abgaben.» 

 

 

 

Der Kanton Zug trotzt dem Trend der wachsenden Wohnungsleerstände. Das Bundesamt für 

Statistik (BfS) ermittelt jährlich per Juni die Leerwohnungsziffern von Kantonen und Gemein-

den. Bei einem Leerwohnungsanteil von 1-2% spricht das BfS von einem funktionierenden 

Wohnungsmarkt, bei Werten von 1-0.5% herrscht Wohnungsmangel. Werte die darunterliegen 

signalisieren eine Wohnungsnot. Zug ist aktuell der einzige Kanton der Schweiz, welcher mit 

einer Ziffer von 0.42% in diesem dunkelroten Bereich liegt. Aus verschiedenen Gründen ist die 

Konkurrenz am Wohnungsmarkt gross: Attraktivität der Lage, Arbeitsplätze, Steuer - und Abga-

benlast, Wachstum. 

 

Seit einiger Zeit kommt zu dieser Konkurrenz der potenziellen MieterInnen auch noch eine  

Konkurrenz der Nutzungsformen hinzu. Dies in Form von Kurzzeit -Vermietungen wie Airbnb 

und Miete durch Firmen für Menschen mit einer befristeten Aufenthaltsdauer (Expats). Diese 

Formen ermöglichen eine intensivere Nutzung und höhere Renditen, was wiederum den Mass-

stab der Renditeerwartungen für den normalen Wohnungsmarkt heraufsetzt. Die Auswirkungen 
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können derart gravierend sein, dass andere Länder und Regionen, aber auch Schweizer Städte 

wie Basel, Genf oder Luzern Airbnb bereits regulieren oder zu regul ieren versuchen. 

 

 

Die SP-Fraktion bittet die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

 

1. Hat der Kanton Kenntnisse zur Zahl der durch Airbnb und Expats genutzten Wohnungen 

und Häusern? 

 

2.  a) Falls ja, wie ermittelt der Kanton diese Zahlen?  

 b) Falls nein, ist der Regierungsrat daran interessiert, solche Zahlen zu erheben?  

 c) Allenfalls: Warum nein? 

 

3.  Welche Chancen und Risiken sieht der Regierungsrat hinsichtlich dieser Nutzungsformen 

für den Kanton Zug und die Gemeinden? 

 

4.  Hat der Regierungsrat eine Strategie im Hinblick auf mögliche Interventionen hinsichtlich 

dieser Nutzungsformen? 

 

5.  Welche Parameter und Werte müssten definiert werden, um klare Interventionsgrenzen 

zu bestimmen? 

 

6.  Welche Mittel sieht der Regierungsrat, um eine korrekte Besteuerung sicher zu stellen? 

 

7.  Wie schätzt der Regierungsrat die künftige Entwicklung solcher Nutzungsformen im Ka n-

ton Zug ein? 

 

Die SP-Fraktion bedankt sich für die Beantwortung der Fragen. 
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